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2 AZR 251/94
2 Sa 39/93 Baden-Württemberg Im Namen des Volkes!
Verkündet am 15. Dezember 1994 Urteil
Jatz,
Reg.-OberSekretärin
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 15. Dezember 1994 durch den Vor­
sitzenden Richter Dr. Etzel, die Richter Bitter und Brohl
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sowie die ehrenamtlichen Richterinnen Nipperdey und Engel 
für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Baden-Württemberg vom 
13. Oktober 1993 - 2 Sa 39/93 - wird auf seine 
Kosten zurückgewiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d :

Der Kläger, von Beruf Diplom-Ingenieur ohne pädagogische 
Ausbildung, war aufgrund schriftlichen Arbeitsvertrages vom
9. August 1991 ab 23. August 1991 als Vertragslehrer für die 
Bereiche Nachrichtentechnik und Informationstechnik an der ge­
werblichen Berufs- und Berufsfachschule R tätig; sein
Vertrag sah 23 Unterrichtsstunden pro Woche vor; er erhielt Ver­
gütung nach VergGr. II a BAT. Der Vertrag, der im übrigen auf den 
BAT Bezug nimmt, enthält eine Zusatzvereinbarung, wonach der Klä­
ger in den Schuljahren 1991/92 und 1992/93 an einer pädagogischen 
Schulung mit Überprüfung teilzunehmen hatte. Hierzu gibt es einen 
Organisationsplan, den der Kläger im Februar 1992 erhalten hat.

Das beklagte Land kündigte das Arbeitsverhältnis erstmals 
mit Schreiben vom 4. März 1992 zum 30. April 1992 mit der Begrün­
dung, der Kläger habe sich in der Probezeit nicht bewährt und sei 
für den Beruf des Lehrers nicht geeignet; es lägen schwer beheb­
bare grundsätzliche Fehler im Unterricht vor; der Leiter der ge­
werblichen Schule habe die bisherige Tätigkeit des Klägers mit 
der Gesamtnote "mangelhaft" bewertet. Diese Kündigung ist durch
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rechtskräftig gewordenes Urteil des Arbeitsgerichts Reutlingen 
vom 25. Juni 1992 im wesentlichen mit der Begründung für unwirk­
sam erklärt worden, es fehle jedenfalls an einer vorausgegangenen 
Abmahnung.

In einem an den Kläger gerichteten Schreiben vom 22. Juli 
1992 stellte das Oberschulamt T unter Hinweis auf eine
Reihe von als Verletzung arbeitsvertraglicher Pflichten angesehe­
nen Punkten klar, die Kündigung vom 4. März 1992 werde als Abmah­
nung aufrechterhalten; ferner mißbilligte es unter Hinweis auf 
mehrere, im einzelnen angeführte Umstände, daß der Kläger auch 
nach Ausspruch der Kündigung vom 4. März 1992 gegen seine Pflich­
ten als Lehrer verstoßen habe; der Kläger erhalte Gelegenheit, 
sich zu den Vorwürfen zu äußern, es sei beabsichtigt, die Ab­
mahnung zu den Personalakten zu nehmen. Der Kläger nahm hierzu 
mit Schreiben vom 17. August 1992 Stellung. Das Oberschulamt nahm 
beide Schreiben zu den Personalakten des Klägers. Mit Schreiben 
vom 4. November 1992 unterrichtete es den Kläger von der Absicht, 
den Arbeitsvertrag zum 31. Dezember 1992 zu kündigen. Hierzu 
äußerte sich der Kläger mit Schreiben vom 13. November 1992. Nach 
Unterrichtung des Bezirkspersonalrates, der nach Anhörung des 
Klägers gegen die Kündigungsabsicht keine Einwendungen erhob, 
wurde das Arbeitsverhältnis mit Schreiben vom 16. November 1992 
zum 31. Dezember 1992 gekündigt. Die Kündigung wird vom beklagten 
Land wie folgt begründet, wobei die unter 1 - 4  aufgeführten 
Punkte bereits Gegenstand der ersten, für unwirksam erklärten 
Kündigung waren:
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Der Kläger habe Ratschläge zur Verbesserung 
seiner unterrichtlichen Leistungen, die ihm 
von erfahrenen und mit seiner Betreuung be­
auftragten Kollegen gegeben worden seien, 
nicht akzeptiert, sondern mit Bemerkungen 
wie "die Tafel ist für die alten Lehrer da" 
zurückgewiesen; dies habe der im Vorprozeß 
vernommene Fachleiter B am 25. Juni
1992 bestätigt.
Der Kläger sei zu Hospitationen im Unter­
richt häufig zu spät oder überhaupt nicht erschienen und habe sich den vorgesehenen 
Beratungsgesprächen entzogen, und zwar zum 
Teil mit der Begründung, er habe private Termine; die Fachlehrer Sch und
B , die hierüber unter dem 12. und
25. Februar 1992 Vermerke angefertigt 
hätten, seien von ihm nie zu Hospitationen 
seines Unterrichts aufgefordert worden.
Der Kläger sei Absprachen mit Fachkollegen, 
die wegen des fächerübergreifenden Unter­
richts und der Stoffabgrenzung dringend nö­
tig gewesen seien, aus dem Wege gegangen; 
auch dies habe der Fachleiter B im Vor­
prozeß ausgesagt.
Die von dem Fachabteilungsleiter, dem 
Schulleiter und dem Vertreter des Ober- 
schulamts angebotenen Gesprächstermine habe 
der Kläger vielfach nicht wahrgenommen.
Der Kläger habe das Fernbleiben von 14 
Schülern der Klasse 1 BK 2 im Fach Daten­
verarbeitung im zweiten Schulhalbj ahr 
1991/1992 ohne deren Abmeldung geduldet; 
aus der von ihm zum Schulj ahresende er­
stellten Notenliste sei ersichtlich, daß 
nur noch sechs Schüler eine Endnote in 
diesem Fach erhalten sollten, obwohl eine 
Abmeldung nur bis zu den Herbstferien mög­
lich gewesen sei. In einem Vermerk des Klä­
gers vom 6. Februar 1992 heiße es zu dem 
Notenvorschlag nur lapidar: "Die übrigen 
Schüler haben sich im Laufe des Jahres mehr 
oder weniger klanglos abgemeldet".
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In einem Tagebucheintrag des Klägers vom
10. März 1992 heiße es: "Ein Schüler ge­
kommen , 15 Minuten gewartet. Unterricht 
mußte entfallen; wird zu neuem Termin 
nachgeholt". Hierüber habe der Kläger weder 
dem Klassenlehrer noch der Schulleitung 
Mitteilung gemacht und auch der angekün­
digte Nachholtermin sei von ihm nicht wahr- 
genommen worden. Zur Rede gestellt habe der 
Kläger geantwortet, die Schüler hätten auf 
eine Mitteilüng eines Lehrers verwiesen, 
wonach das Fach Datenverarbeitung für den 
Rest des Jahres entfalle; dies sei ihm 
glaubhaft erschienen, so daß er auf den 
Nachholtermin verzichtet habe. Dem Kläger 
werde zum Vorwurf gemacht, die Angelegen­
heit damit als erledigt angesehen und 
eigenmächtig auf einen Nachholtermin ver­
zichtet zu haben.

7. Der Kläger habe in der von ihm betreuten 
Klasse E 2 KT drei Wochen keine Anwesen­
heitsliste geführt, obwohl er für die Vor­
lage des Tagebuches durch die Schüler ver­
antwortlich gewesen sei. Einem Klassen­
lehrer, der drei Wochen lang keine Anwe­
senheitsliste führe, fehle es offensicht­
lich am Verantwortungsbewußtsein gegenüber 
seinen Schülern. Ebenso seien am 17. Sep­
tember , 1. und 16. Oktober 1992 Unregel­
mäßigkeiten bei der Anwesenheitskontrolle 
bzw. bei den Eintragungen im Schultagebuch 
festgestellt worden.

8. Entgegen einer Verwaltungsvorschrift vom 
2. April 1990 habe der Kläger den Stoff­
verteilungsplan nicht erstellt und nicht 
verfügbar gehabt.

9. Der Kläger habe hinter dem Rücken des Di­
rektors eine Stundenplanänderung für die 
Klasse 1 BFE 1 vom Fach Mathematik zur 
Schaltungstechnik/Funktionsanalyse durch 
einen Fächertausch mit einem Kollegen 
durchsetzen wollen und habe damit versucht, 
den Direktor unter Druck zu setzen.

10. Der Kollege S des Klägers habe am
15. Oktober 1992 eine bereits vorgenommene 
Computerumrüstung mit diesem besprechen 
wollen, weil der Kläger sonst den Unter­
richt nicht habe erteilen können; der Klä­
ger habe Herrn S dabei erklärt, weil
er sich nicht angemeldet habe, habe er kei­
ne Zeit für das Gespräch.
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11. Nach einem (unangemeldeten) Unterrichts­
besuch des Direktors Schick am 15. Oktober 
1992 habe der Kläger ein Gespräch mit der 
Begründung abgelehnt, er habe eine persön­
liche Verpflichtung und habe den Schullei­
ter noch angefahren, wieso er diesen Unter­
richtsbesuch gemacht habe; anschließend 
habe er den Schulleiter mit den Worten "Sie 
werden noch von mir hören!" stehen lassen.

12. Der Kläger sei in den beiden Fächern seiner 
Lehrbefähigung von zwei Fachkollegen am 12,
13. und 15. Oktober 1992 unangesagt im 
Unterricht besucht worden, wobei die Fach­kollegen die Unterrichtsleistung jeweils 
mit "mangelhaft" beurteilt hätten. Die auch 
bei diesen Unterrichtsbesuchen festgestell­
ten gravierenden Unterrichtsmängel würden 
auch durch weitere Schreiben von Schülern 
und Eltern bestätigt.

Der Kläger hat zunächst die Ordnungsmäßigkeit der Unter­
richtung des Bezirkspersonalrates beanstandet: Das Oberschulamt 
habe die Personalvertretung nicht ausreichend über die Kündi­
gungsgründe unterrichtet, es sei keine Gewichtung der Kündi­
gungsgründe vorgenommen worden und außerdem sei dem Bezirks­
personalrat der Zusammenhang zwischen berufspraktischer Leistung 
und der theoretischen Ausbildung am Seminar nicht erläutert wor­
den. Die Kündigung als solche sei unwirksam, weil schon die Ab­
mahnung vom 22. Juli 1992 nicht wirksam sei, da er mehrere darin 
enthaltene Vorwürfe als unzutreffend bestritten habe. Angeblich 
mangelhafte Leistungen seien nicht abgemahnt worden. Das beklagte 
Land habe auch nicht berücksichtigt, daß er sich noch in einer 
Ausbildungsphase befunden habe. Zu den einzelnen Kündigungsvor- 
würfen äußerte sich der Kläger wie folgt:

zu 1. Mit seinen beiden Mentoren Sch und
B habe es eine gute Zusammenarbeit
gegeben; die Äußerung "die Tafel ist für
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die älteren Lehrer da" sei so nicht gefal­
len, sondern im Zusammenhang und im Ver­
gleich mit der Verwendung eines Overhead­
projektors, wobei davon die Rede gewesen 
sei, daß die älteren Lehrer lieber auf die 
Tafel zurückgriffen.

zu 2. Er bestreite, sich Gesprächen entzogen zu 
haben, sondern er habe im Gegenteil um 
solche nachgesucht, aber z. B. Herr 
Sch habe mehrfach vorgeschützt,
keine Zeit zu haben. Auch sei er nicht 
konkret zu Hospitationen aufgefordert 
worden. Gelegentliche Verspätungen seien 
durch Verwaltungsarbeiten bedingt gewesen.

zu 3. Eine Stoffabgrenzung habe er mit allen 
Lehrern vorgenommen, wobei es lediglich 
mit Herrn S Probleme gegeben habe.

zu 4. Er habe immer die Gesprächstermine wahrge­
nommen, es sei denn, er sei krank gewesen.

zu 5. Es sei früher üblich gewesen, daß sich die 
Schüler nach einer Bedenkzeit von 4 Ter­
minen vom Unterricht der Datenverarbeitung 
hätten abmelden können; nach seiner Er­
krankung von Ende Januar bis Mitte März 
sei das Gros der Schüler ausgeblieben 
- offensichtlich wegen der langen Unter­
brechung und im Hinblick auf eine Infor­
mation eines Lehrers, der Unterricht falle 
für den Rest des Jahres aus, habe er die 
"Abmeldung hingenommen".

zu 6. Der Schulleiter habe im übrigen selbst be­
stätigt, daß eine Wahlmöglichkeit der 
Schüler über die Herbstferien 1991 hinaus 
bestanden habe, so daß Abmeldungen, soweit 
sie nach dem 1. Halbj ahr überhaupt noch 
erfolgten, sich auf den Zeitraum nach Aus­
gabe der Halbj ahreszeugnisse und vor Wi­
deraufnahme des Unterrichts nach den Win­
terferien konzentrierten. Die Abgänge der 
Schüler zu Beginn des zweiten Halbjahres 
seien deshalb rechtmäßig erfolgt. Deshalb 
sei. auch die Abmahnung vom 22. Juli 1992 
in diesem Punkt unzutreffend. Dem stehe 
auch nicht die Äußerung des Leiters des 
Berufskollegs, Herrn W , in dessen 
Schreiben vom 9. Juni 1992 entgegen. Die 
Schüler hätten ihr Fernbleiben auch nicht 
begründen müssen, vielmehr habe er als 
Fachlehrer Abmeldungen widerspruchslos 
hinzunehmen gehabt. Er sei auch nicht da­
rüber informiert worden, daß insoweit eine 
Information der Schulleitung erforderlich 
sei.
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zu 7. Was die Klassenbucheintragungen in der
Klasse E 2 KT angehe, sei ihm gesagt wor­
den, die fällige Erhebung könne wegen der 
Änderung des Schülerbestandes hinausge­
schoben werden; deshalb seien erst ab der 
dritten Woche Anwesenheitskontrollen ge­
führt worden. Im übrigen habe es sich um 
eine Betriebsklasse gehandelt, in der ein 
Betriebstagebuch geführt worden sei, worin 
die Anwesenheit der Schüler festgehalten 
worden sei.

zu 8. Den Stoffverteilungsplan habe er zwar am 
8. September 1992 nicht zur Hand gehabt, 
er habe ihn jedoch unverzüglich nachge­
reicht.

zu 9. Der Vorwurf eigenmächtigen Handelns treffe 
nicht ihn, sondern seinen Kollegen 
S : Ihm sei eine Unstimmigkeitzwischen ausgewiesener Lehrerstunden - und 
Lehrplanstundenzahl im Fach Mathematik 
aufgefallen, weshalb er sich an Herrn 
S mit der Bitte um Klärung gewandt
habe. Dieser habe sich aber wortlos abge­
wandt und später erklärt, er habe den 
Stundenplan abgeändert, Herr A 
werde anstelle des Klägers Mathematik 
unterrichten, während er das Fach 
Schaltungs- und Funktionsanalyse zu 
erteilen habe. Dies habe weder seinen 
Wünschen noch denen des Kollegen A 
entsprochen.

zu 10. Die Behauptung, er habe Herrn Schuster 
wegen der Computerumrüstung zurückge­
wiesen, entspreche nicht der Wahrheit: Er 
habe vielmehr mehrere Kollegen, u. a. 
Herrn S , mehrfach gebeten, eventu­
ell anstehende Softwareaufrüstungen der 
Rechenanlage rechtzeitig bekanntzugeben, 
um diese gemeinsam durchführen zu können. 
Leider sei ihm dies nicht angeboten wor­
den, auch nicht an dem besagten Tage.

zu 11. und 12.
Die Unterrichtsbesuche am 13. und 
15. Oktober 1992 seien unangekündigt 
erfolgt, worin er eine Ungleichbehandlung 
gegenüber anderen in der gleichen Ausbil­
dung befindlichen Lehrern sehe. Mangel­
hafte unterrichtliche Leistungen seien ihm 
gegenüber auch nicht abgemahnt worden. Im 
übrigen befinde er sich in einer Ausbil-
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dungsphase, so daß es dem beklagten Land 
zumutbar gewesen sei, angebliche unter- 
richtliche Minderleistungen im Rahmen des 
Ausbildungsplans für die Prüfungsphase ab­
zuwarten. Auch seien die Beurteilungen der 
Seminarmentoren maßgeblich, die zwischen 
gut und befriedigend ausgefallen seien. Die 
vom beklagten Land erwähnten Schüler- und 
Elternbeschwerden lägen offensichtlich nach 
Ausspruch der Kündigung und könnten deshalb 
im Rechtsstreit keine Rolle spielen.

Der Kläger hat zuletzt noch beantragt

festzustellen, daß das Arbeitsverhältnis zwischen 
den Parteien durch die Kündigung des beklagten 
Landes vom 16. November 1992 zum 31. Dezember 
1992 nicht beendet werde.

Das beklagte Land hat sich mit seinem Klageabweisungsantrag 
auf eine ordnungsgemäße Anhörung des Bezirkspersonalrates beru­
fen, insbesondere sei dieser über die besondere Situation des 
Klägers unterrichtet gewesen, wie sich schon aus der früheren 
Stellungnahme des Personalrats vom 17. Februar 1992 bei der er­
sten Kündigung ergebe. Mit dem Schreiben vom 22. Juli 1992 sei 
der Kläger auch wirksam abgemahnt worden, selbst wenn einzelne 
der darin erhobenen Vorwürfe - diese seien sämtlich durch Beweis­
aufnahme zu belegen - nicht zuträfen. Die Kündigung werde nicht 
ausschließlich auf Leistungsmängel gestützt, sondern auch auf die 
Nichterfüllung der Vertragspflichten. Deshalb sei es unerheblich, 
ob der Kläger die sogenannte Überprüfungsphase im Kündigungszeit­
punkt noch nicht erreicht habe. Der Kläger habe trotz mündlicher 
Abmahnung des Schulleiters am 9. Juni 1992 und schriftlicher Ab­
mahnung vom 27. Juli 1992 die Anwesenheit der Schüler zu Beginn 
des Schuljahres 1992/93 nicht kontrolliert und habe entgegen 
einer Verwaltungsvorschrift vom 2. April 1990 den Stoffvertei­
lungsplan nicht zur Hand gehabt. Hinsichtlich der unangekündigten
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Unterrichtsbesuche könne sich der Kläger nicht auf das Gleichbe­
handlungsprinzip berufen, weil im Gegensatz zum Kläger bei den 
anderen Kollegen keine Leistungsmängel Vorgelegen hätten.

Das Arbeitsgericht hat nach einer umfangreichen Beweisauf­
nahme die Klage abgewiesen. Das Berufungsgericht hat nach erneu­
ter Vernehmung des Zeugen B die Berufung zurückgewiesen. Mit 
der vom Landesarbeitsgericht zugelassenen Revision verfolgt der 
Kläger seinen Klageantrag weiter.

E n t s c h e i d u n q s g r ü n d e  :

Die Revision des Klägers ist nicht begründet.

I. Das Landesarbeitsgericht hat seine Entscheidung im wesentli­
chen wie folgt begründet: Der Bezirkspersonalrat sei gemäß §§ 72, 
77 LPVG ordnungsgemäß angehört worden; ihm seien die Gründe für 
die Kündigung zusätzlich im Rahmen einer Erörterung erläutert 
worden und der Personalrat habe auch über den erforderlichen 
Kenntnisstand hinsichtlich des Arbeitsverhältnisses des Klägers 
verfügt, wie sich nicht zuletzt aufgrund der vor dem Arbeitsge­
richt durchgeführten Beweisaufnahme (Zeuge Latus) ergebe. Im üb­
rigen habe der Personalrat den Kläger selbst angehört und befra­
gen können.

Die Kündigung selbst sei aus Gründen im Verhalten des Klä­
gers sozial gerechtfertigt (§ 1 Abs. 2 KSchG), weil der Kläger es 
unterlassen habe, in den ersten drei Wochen des Schuljahres 
1992/93 die Anwesenheit der Schüler der Klasse E 2 KT zu kontrol-
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lieren, was der Kläger auch nicht in Abrede stelle. Sein Einwand, 
dies beruhe auf einer Absprache mit dem Zeugen B , sei nicht 
erwiesen. Der Zeuge B habe nach seiner Bekundung dem Kläger
nie zugesagt, die Anlage eines Klassentagebuches und die Fest­
stellung der Anwesenheit könne verzögert werden; der Zeuge habe 
vielmehr erst in der fünften Unterrichtswoche festgestellt, daß 
das Tagebuch unvollständig geführt worden sei. Wegen der gleichen 
Mängel in den Anwesenheitskontrollen sei der Kläger auch mit 
Schreiben vom 22. Juli 1992 abgemahnt worden; zumindest in diesem 
Punkt sei von einer wirksamen Abmahnung auszugehen und das Ober- 
schulamt habe insoweit auch das Verfahren nach § 13 Abs. 2 BAT 
eingehalten. Da der Kläger außerdem in der vierten Unterrichtswo­
che des Schuljahres 1992/93 den Stoffverteilungsplan auf Nachfra­
ge hin entgegen der Verwaltungsvorschrift vom 2. April 1990 nicht 
zur Hand gehabt habe, was wiederum der Zeuge B bestätigt 
habe, sei zu befürchten gewesen, der Kläger werde auch zukünftig 
mit dem vereinbarten Unterricht zusammenhängende Aufgaben nicht 
regelmäßig erfüllen. Deshalb sei die Kündigung gerechtfertigt, 
ohne daß es noch auf die weiter vom beklagten Land vorgetragenen 
Leistungsmängel ankomme. Im Hinblick darauf, daß das Anstellungs­
verhältnis im Kündigungszeitpunkt erst 1 1/4 Jahr bestanden habe, 
komme dem Interesse des beklagten Landes an der Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses mehr Gewicht zu.

II. Die gegenüber dieser Entscheidung erhobenen Rügen greifen 
nicht durch.

-  12 -
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1. Soweit die Revison zunächst rügt, der Personalrat sei nicht 
ordnungsgemäß zur Kündigung angehört worden, weil ihm angesichts 
der behaupteten Mängel in der praktischen Arbeitsleistung die be­
sondere Vertragssituation des Klägers nicht mitgeteilt worden 
sei, der neben der berufspraktischen Leistung eine zusätzliche 
theoretische und fachpraktische Ausbildung am Seminar erhalten 
sollte, hat das Landesarbeitsgericht festgestellt (Entscheidungs­
gründe S. 12), dies, nämlich daß der Kläger im Rahmen seines An­
stellungsvertrages eine pädagogische Ausbildung erhalten und 
deren Ergebnis in einer Überprüfungsphase beurteilt werden soll­
te, hätte vor der streitgegenständlichen Kündigung dem Personal­
rat nicht erneut mitgeteilt werden müssen, weil dieser schon aus 
dem Mitwirkungsverfahren vor der Kündigung vom 4. März 1992 hier­
über informiert worden sei. Dies ergebe sich nämlich aus der 
Stellungnahme, welche der Bezirkspersonalrat III seinerzeit unter 
dem 17. Februar 1992 zu der vom beklagten Land beabsichtigt gewe­
senen Kündigung des Arbeitsverhältnisses des Klägers abgegeben 
hatte. Diese Feststellung des Berufungsgerichts ist für den Senat 
gemäß § 561 Abs. 1 ZPO bindend. Sie hat mündliches Parteivorbrin­
gen zum Gegenstand und gehört deshalb zum Tatbestand im Sinne des 
§ 314 ZPO, auch wenn sie formal in den Entscheidungsgründen des 
angefochtenen Urteils erscheint (Senatsurteil vom 20. Mai 1988 
- 2 AZR 682/87 - BAGE 59, 32 = AP Nr. 9 zu § 1 KSchG 1969 Per­
sonenbedingte Kündigung, zu C I 2 a der Gründe). Der Kläger hat 
insofern auch keine formelle Rüge erhoben, die gegen die Rich­
tigkeit dieser Auswertung des tatsächlichen Vorbringens der Par­
teien spricht. Auch ergibt sich aus dem angefochtenen Urteil 
(Tatbestand S. 10), daß dem Berufungsgericht die Vorprozeßakten 
des Arbeitsgerichts Reutlingen - 1 Ca 134/92 - Vorgelegen haben,
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in denen es um die Kündigung vom 4. März 1992 ging. War daher der 
Personalrat über die besondere Vertragssituation des Klägers aus­
reichend unterrichtet, so kann von einer nicht ordnungsgemäßen 
Anhörung im Sinne der §§ 68 Abs. 2, 77 LPVG Baden-Württemberg 
nicht die Rede sein, zumal das Landesarbeitsgericht in revisi­
onsrechtlich nicht zu beanstandender -Weise darüber hinaus fest­
gestellt hat, der Dienstherr habe das Mitwirkungsverfahren unter 
Mitteilung der Person des zu kündigenden Arbeitnehmers, der Art 
der Kündigung und der Gründe für die Kündigung eingeleitet (vgl. 
BAGE 35, 118 = AP Nr. 1 zu § 77 LPVG Baden-Württemberg). Das 
beklagte Land war auch nicht verpflichtet, dem Personalrat die 
Stellungnahme des Klägers vom 13. November 1992 zur Kündigungs­
absicht des beklagten Landes zur Kenntnis zu bringen, zumal diese 
keine neuen - dem Personalrat nicht schon bekannten - Gesichts­
punkte enthielt.

2. Soweit die Revision geltend macht, im Vertragsverhältnis der 
Parteien sei gemäß § 15 Berufsbildungsgesetz die ordentliche Kün­
digung ausgeschlossen, weil es sich um ein Ausbildungsverhältnis 
handele, ist dies rechtlich unzutreffend. Die Parteien haben 
keinen Berufsausbildungsvertrag nach § 3 BBiG, sondern einen Ar­
beitsvertrag unter Bezugnahme auf die Vorschriften des BAT abge­
schlossen; es geht nach dem Inhalt dieses Vertrages nicht um eine 
breit angelegte berufliche Grundbildung und die Vermittlung der 
für die Ausübung einer qualifizierten beruflichen Tätigkeit not­
wendigen fachlichen Fertigkeiten und Kenntnisse in einem geord­
neten Ausbildungsgang (§ 1 Abs. 2 BBiG), sondern allenfalls um 
eine berufliche Umschulung, weil der Kläger, der über eine Aus­
bildung als Dipl.-Ing. verfügt, zu einer anderen beruflichen
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Tätigkeit - nämlich als Lehrer - befähigt werden soll. Auf ein 
derartiges Vertragsverhältnis ist die für das Berufsausbildungs­
verhältnis geltende Regelung des § 15 BBiG nicht anzuwenden. Dies 
ergibt sich zusätzlich aus § 19 BBiG, der eine entsprechende An­
wendung der §§ 3 ff. BBiG bei Vermittlung von beruflichen Kennt­
nissen, Fertigkeiten und Erfahrungen nur vorsieht, soweit nicht 
ein Arbeitsverhältnis vereinbart ist. Letzteres war hier der 
Fall.

Auch das Bundesarbeitsgericht (Urteil vom 19. Juni 1974
- 5 AZR 299/73 - AP Nr. 1 zu § 611 BGB Ausbildungsbeihilfe) geht 
im Falle einer Zusatzausbildung für Aushilfslehrer (Elektroma- 
schinenbauer zum Fachlehrer für Gestalten) davon aus, daß kein 
Berufsausbildungsvertrag, sondern allenfalls eine Umschulung vor­
liegt, für die die Vorschriften des BBiG über die Berufsausbil­
dung - insbesondere auch § 5 Abs. 2 BBiG - nicht gelten (ebenso 
Natzel, Berufsbildungsrecht, 3. Aufl., S. 103; Herkert, BBiG, 
Stand: 1990, § 1 Rz 18). Diese Auffassung entspricht der stän­
digen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts, wonach nicht ein­
mal auf Umschulungsverhältnisse nach §§ 1 Abs. 4, 47 BBiG - im 
Streitfall liegt ein Arbeitsverhältnis als Lehrer mit Teilnahme­
verpflichtung an einer zusätzlichen, pädagogischen Schulung vor - 
die Vorschriften über das Berufsausbildungsverhältnis im Sinne 
der §§ 3 ff. BBiG anwendbar sind (Senatsurteil vom 15. März 1991
- 2 AZR 516/90 - AP Nr. 2 zu § 47 BBiG, zu II 2 c der Gründe, 
m.w.N.).

15
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


15 -

з. Die Revision rügt schließlich, die vom Landesarbeitsgericht 
festgestellten Verstöße im Verhaltensbereich rechtfertigten im 
Hinblick auf den Zweck des Vertragsverhältnisses in den ersten 
zwei Jahren die Kündigung nicht, § 1 Abs. 2 KSchG.

a) Bei der Frage der Sozialwidrigkeit einer Kündigung (§ 1 
Abs. 2 KSchG) handelt es sich um die Anwendung eines unbestimmten 
Rechtsbegriffes, die der Nachprüfung grundsätzlich nur dahin un­
terliegt, ob der Rechtsbegriff selbst verkannt ist oder ob bei 
der Unterordnung des Sachverhalts unter die Rechtsnorm des § 1 
Abs. 2 KSchG Denkgesetze oder allgemeine Erfahrungssätze verletzt 
und ob bei der gebotenen Interessenabwägung alle wesentlichen Um­
stände berücksichtigt worden sind (ständige Rechtsprechung, vgl.
и. a. BAG Urteil vom 18. Januar 1980 - 7 AZR 75/78 - AP Nr. 3 zu 
§ 1 KSchG 1969 Verhaltensbedingte Kündigung, zu 1 b der Gründe, 
m.w.N.). Diesem eingeschränkten Prüfungsmaßstab wird das ange­
griffene Urteil gerecht.

b) Das Landesarbeitsgericht hat festgestellt, der Kläger habe 
es in den ersten drei Wochen des Schuljahres 1992/93 unterlassen, 
die Anwesenheit der Schüler der Klasse E 2 KT zu kontrollieren, 
in der er Klassenlehrer gewesen sei; im Tagebuch dieser Klasse 
seien Eintragungen in der Anwesenheitsliste während dieses Zeit­
raums unterblieben, wie sich aus den Ablichtungen der Anwesen­
heitsliste dieser Klasse ergebe; außerdem habe der Zeuge B 
bestätigt, von Anfang des Schuljahres 1992/93 an seien acht Wo­
chen lang die bei Fehltagen von Schülern weiter vorgesehenen Ein­
tragungen darüber unterblieben, aus welchen Gründen der jeweilige 
Schüler gefehlt habe. Das Landesarbeitsgericht hat weiter dazu
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festgestellt, der Kläger stelle dies nicht in Abrede, sondern 
habe behauptet, diese Vorgehensweise beruhe auf einer Vereinba­
rung mit dem Fachabteilungsleiter B . Dazu hat das Landesar­
beitsgericht nach der Vernehmung des Zeugen B weiter festge­
stellt, diese Behauptung des Klägers sei durch die Bekundung des 
Zeugen B widerlegt. Auch diese Feststellungen des Landesar­
beitsgerichts werden von der Revision nicht angegriffen, sind 
deshalb für den Senat gemäß § 561 ZPO verbindlich. Soweit mit der 
Revision in diesem Zusammenhang weiter gerügt wird, das Landesar­
beitsgericht sei dem Vortrag nicht nachgegangen, in der vom Klä­
ger betreuten Betriebsklasse sei ein gesondertes Betriebstagebuch 
geführt und in diesem die Anwesenheit der Schüler festgehalten 
worden, führt auch das in der Sache nicht weiter. Denn damit wird 
nicht bestritten, daß der Kläger in dem offiziellen Schultagebuch 
die Abwesenheit der Schüler nicht festgestellt hat. Im übrigen 
wird nicht einmal konkret behauptet, die Abwesenheit der Schüler
- vor allem auch die Begründung bzw. Nichtentschuldigung - sei in 
dem von ihm erwähnten Betriebstagebuch festgehalten worden. So­
wohl das Arbeits- wie auch das Landesarbeitsgericht haben darauf 
abgestellt, bei dem Klassentagebuch habe es sich um eine wichtige 
Unterlage gehandelt, da die Eintragungen auch in anderem Zusam­
menhang von erheblichem Gewicht sein könnten, u. a. bei Streitig­
keiten zwischen Lehrherren und ihren Auszubildenden. Bei dieser 
Sachlage kann es nicht als Überbewertung angesehen werden, wenn 
das Landesarbeitsgericht den festgestellten Vertragsverstößen
- sebst wenn man insofern nur von einer Nebenpflicht ausgeht - 
erhebliche Bedeutung beigemessen hat.

Das Landesarbeitsgericht hat darauf allein aber die soziale
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Rechtfertigung der Kündigung nicht gestützt, sondern ferner dar­
auf, der Kläger habe den Stoffverteilungsplan entgegen einer Ver­
waltungsvorschrift vom 2. April 1990 über die Unterrichtsplanung 
an allgemeinbildenden und beruflichen Schulen bei Bedarf und 
Nachfrage nicht verfügbar gehabt, wie ebenfalls der Aussage des 
Zeugen B zu entnehmen sei. Deshalb habe das beklagte Land im
Falle einer Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses befürchten müs­
sen, der Kläger werde auch zukünftig mit dem vereinbarten Unter­
richt zusammenhängende Aufgaben nicht regelmäßig erfüllen. Wenn 
der Kläger insofern nur von "marginalen Verhaltenspflichten" 
spricht, so gehört die Bewertung solcher Vertragsverstöße in den 
Beurteilungsspielraum des Landesarbeitsgerichts, ohne daß das Re­
visionsgericht hierin die Verletzung von Denkgesetzen oder Erfah­
rungssätzen (vgl. oben zu II 3 a) sehen kann.

Schließlich ist dem Kläger jedenfalls als weiterer verhal­
tensbedingter Kündigungsgrund anzulasten, ohne daß auf die übri­
gen im Tatbestand wiedergegebenen verhaltensbedingten Umstände 
abgestellt zu werden braucht, daß er - und insoweit liegt in 
allen Instanzen kein substantiiertes Bestreiten vor (§ 138 Abs. 3 
ZPO) - im Anschluß an den Unterrichtsbesuch vom 15. Oktober 1992 
ein Gespräch mit dem Direktor mit der Begründung abgelehnt hat, 
er habe persönliche Verpflichtungen. Der Kläger hat ferner nicht 
bestritten, den Direktor auch noch angefahren zu haben, wieso er 
diesen Unterrichtsbesuch gemacht habe, wobei er außerdem noch er­
klärte "Sie werden noch von mir hören!". Ein derartiges Verhalten 
war, gleichgültig ob der Kläger sich ungerecht behandelt fühlte, 
in jedem Falle unangemessen und charakterisiert den Kläger als
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uneinsichtig und nicht kritikfähig, wie die Vorinstanzen überein­
stimmend festgestellt haben.

c) Wenn die Revision schließlich darauf abstellt, entgegen der 
Auffassung des Landesarbeitsgerichts sei nicht von einer wirksa­
men Abmahnung auszugehen, weil dem Kläger nicht mitgeteilt worden 
sei, ob die beabsichtigte Abmahnung tatsächlich zu den Personal­
akten genommen worden sei, verkennt der Kläger zunächst, daß 
schon die unwirksame Kündigung vom 4. März 1992 nach der Recht­
sprechung des Bundesarbeitsgerichts (Urteil vom 31. August 1989 
- 2 AZR 13/89 - AP Nr. 23 zu § 1 KSchG 1969 Verhaltensbedingte 
Kündigung) die Wirkung einer Abmahnung entfaltet, weil aufgrund 
des Kündigungsvorganges der Arbeitnehmer hinreichend gewarnt ist, 
den mit der unwirksamen Kündigung geahndeten Vertragspflichten 
nachzukommen.

Im übrigen hat der Senat entschieden (Urteil vom 21. Mai 
1992 - 2 AZR 551/91 - AP Nr. 28 zu § 1 KSchG 1969 Verhaltensbe­
dingte Kündigung), selbst eine wegen Nichtanhörung des Arbeitneh­
mers nach § 13 Abs. 2 Satz 1 BAT formell unwirksame Abmahnung 
entfalte die regelmäßig vor einer verhaltensbedingten Kündigung 
nach § 1 Abs. 2 KSchG aufgrund der ständigen Rechtsprechung des 
Bundesarbeitsgerichts erforderliche Warnfunktion. Dies muß hier 
um so mehr gelten, als die Beklagte dem Kläger die Abmahnung vom 
22. Juli 1992 zur eventuellen Stellungnahme zugestellt und als­
dann - ebenso wie seine Gegendarstellung - zu den Personalakten 
genommen hat.
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Außerdem war der Kläger nach dem Vorbringen des beklagten 
Landes durch den Direktor der Schule bereits am 9. Juni 1992 
mündlich abgemahnt worden, weil er keine Anwesenheits- und Abwe­
senheitsliste geführt hatte (vgl. das Schreiben der Gewerblichen

dem Inhalt dieses Schreibens hat der Kläger auf die Abmahnung hin 
lediglich erklärt, der Schulleiter "solle ihm die Abmahnung 
schriftlich geben". Der Kläger war also in ausreichender Form ab­
gemahnt .

4. Es braucht deshalb nicht mehr geprüft zu werden, ob die Kün­
digung unter Berücksichtigung von § 563 ZPO nicht auch wegen per­
sönlicher Nichteignung sozial gerechtfertigt ist (§ 1 Abs. 2 
KSchG), nachdem der Kläger den Inhalt der negativen Beurteilungen 
aufgrund der Unterrichtsbesuche vom 13. und 15. Oktober 1992, wo­
nach seine Leistungen mit "mangelhaft" beurteilt worden sind, 
nicht bestritten hat (§ 138 Abs. 3 ZPO).

Schule R an das Oberschulamt vom 12. Juni 1992). Nach

Etzel Bitter Bröhl
Nipperdey Engel
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